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 VorWort  5

Die Demografie des Arbeitsmarktes, das Auslaufen der geförderten Altersteilzeitvereinbarungen 

und die Erhöhung des Renteneintrittsalters stellen die Gesellschaft und die Unternehmen vor 

neue Herausforderungen. 

Die Hamburger Hafen und Logistik AG (HHLA) ist einer der führenden Hafenlogistik-Kon-

zerne in Europa. Von den mehr als 4.800 Mitarbeitern ist immer noch der überwiegende Anteil 

im gewerblichen Bereich beschäftigt. Obwohl die modernen Arbeitsprozesse und technischen 

Arbeitsverfahren zu einem Abbau von körperlicher Schwerstarbeit und zu einer Reduzierung von 

schädlichen Umwelteinflüssen geführt haben, sind die Mitarbeiter im Hafenumschlag – auch 

im Vergleich zu anderen Wirtschaftszweigen – immer noch hohen physischen und psychischen 

Belastungen ausgesetzt. Die HHLA benötigt somit ein Instrument, um den Mitarbeitern einen 

vorzeitigen Ausstieg aus der Erwerbstätigkeit ohne Abschläge von der gesetzlichen Rente zu 

ermöglichen. 

Das Lebensarbeitszeitkonto bietet eine der flexibelsten Formen der Zukunftssicherung – 

und dennoch sind die zahlreichen Gestaltungsmöglichkeiten den wenigsten Unternehmen und 

Bürgern bekannt. Die Hamburger Hafen und Logistik AG hat mit der Einführung des Lebensar-

beitszeitkontos eine zukunftsweisende und nachhaltige Richtung in der Personalpolitik einge-

schlagen und möchte mit dieser Broschüre erste Erfahrungen mit dem Lebensarbeitszeitkonto 

an die interessierte Öffentlichkeit weitergeben. 

Tim Oelkers Dr. Birgit K. Peters 

VorWort
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Mit 67 Jahren noch bei Wind und Wetter an 

der Kaikante Container umschlagen? Diese 

Vorstellung sorgt bei vielen Hafenarbeitern 

für Unbehagen. Auch Büroangestellte können 

sich – bei aller Begeisterung für ihre Aufgabe 

– einen früheren Rückzug aus dem Erwerbsle-

ben vorstellen. Deshalb bietet die Hamburger 

Hafen und Logistik AG (HHLA) seit Ende des 

Jahres 2005 ihren Mitarbeitern die Möglich-

keit, vorzeitig die Arbeit zu beenden, ohne 

dauerhaft hohe Abschläge bei den Renten 

hinnehmen zu müssen.

Wesentliche Anstöße für die Einfüh-

rung eines Lebensarbeitszeitkontos bei der 

HHLA waren die geplante Anhebung des 

Renteneintrittsalters auf 67 Jahre sowie das 

künftige Auslaufen der staatlichen Förde-

rung von Altersteilzeitregelungen. Hauptziel 

bei Einrichtung des Lebensarbeitszeitkontos 

war es folglich, einen vorzeitigen Ausstieg 

aus dem aktiven Erwerbsleben zu ermög-

lichen, und zwar ohne Abschläge bei der 

gesetzlichen Altersrente. Die Arbeitnehmer 

sollten im Hinblick auf ihre persönlichen 

Präferenzen selbst aktiv Einfluss auf Verlauf 

und Ende ihrer Lebensarbeitszeit nehmen 

können. Als Arbeitgeber profitiert die HHLA 

dabei insbesondere von der Verringerung 

des Altersdurchschnitts, von einer vermut-

lich günstigeren Krankenrate und einer da-

mit erhöhten Produktivität.

Insgesamt wurde und wird das Lebens-

arbeitszeitkonto von den Mitarbeitern der 

HHLA gut angenommen. Der Beteiligungs-

grad am Wertkonto reicht in Abhängigkeit 

von der jeweiligen teilnehmenden Konzern-

gesellschaft bis zu 40 Prozent. Für die posi-

tive Resonanz bei den Mitarbeitern hat sich 

die frühzeitige Einbindung des Betriebsrats 

und das umfassende Informations- und Be-

ratungsangebot für die Mitarbeiter durch 

die HHLA als essenziell erwiesen. Nicht zu-

letzt bewirkt auch die Einführung eines ver-

pflichtenden Einbringungsbestandteils, wie 

im Haustarifvertrag zur Einführung von Le-

bensarbeitszeitkonten zwischen der HHLA 

und ver.di vom 1. Juni 2005 festgeschrie-

ben, eine Steigerung der Beteiligungsquote. 

Eine zusätzliche Arbeitgeberleistung trägt 

wie immer zur Attraktivität bei.

ZusammEnfassung
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Aufgrund der veränderten wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen, insbesondere durch 

die zunehmenden globalen Warenströme und 

die damit einhergehende Wachstumsdyna-

mik, haben sich die Rahmenbedingungen für 

die Unternehmen und das Arbeitsumfeld der 

Arbeitnehmer verändert. Dabei wird vom Ar-

beitnehmer eine steigende Flexibilität, mög-

lichst passend zur individuellen Auftragslage 

des eigenen Unternehmens, verlangt.

Deshalb stellen in vielen Unternehmen 

Arbeitszeitkonten ein wichtiges Instrument zur 

Flexibilisierung der Arbeit dar. In den vergan-

genen Jahren hat es passend zur wirtschaftli-

chen Dynamik ebenso einen Wettbewerb der 

Arbeitszeitmodelle gegeben. 

Das übergeordnete Prinzip dabei ist 

Folgendes: Der Arbeitnehmer verzichtet zu-

gunsten eines Wertguthabens auf Entgelt für 

bereits geleistete Arbeit (Ansparphase). Zu 

einem späteren Zeitpunkt kann er sein Wert-

guthaben für eine bezahlte Freistellung nut-

zen (Auszahlungsphase). Dabei ist der Begriff 

„Wertguthaben“ ein im „Flexi-Gesetz“ defi-

nierter Begriff. 

Um grundsätzliche Unterschiede her-

auszuarbeiten, kann man die zahlreichen Ar-

beitszeitkonten je nach Umfang, Zweck und 

Zielsetzung in sogenannte Kurzzeitkonten 

oder Langzeitkonten unterschieden. 

Kurzzeitkonten entstanden mit der Einfüh-

rung erster Gleitzeitregelungen bereits in den 

1970er und 1980er Jahren. Ihr vorrangiges 

Ziel ist es, die Arbeitszeit flexibel an die Auf-

tragslage und sonstige betriebliche Erforder-

nisse anzupassen. In der Regel werden bei 

dieser Kontenform Ausgleichszeiträume von 

einem bis zu zwölf Monaten zugrunde gelegt 

(vgl. Definition „Wertguthaben“). Sie werden 

auch Flexibilisierungskonten genannt.

Langzeitkonten hingegen verfolgen das 

Ziel, durch Zuführung von Zeit- und/oder 

Wertguthaben dem Arbeitnehmer einen vo-

rübergehenden bzw. vorzeitigen Ausstieg 

aus dem Berufsleben zu ermöglichen. Wäh-

rend bis vor Kurzem nur wenige Unterneh-

men überhaupt ein derartiges Modell anbo-

ten (z. B. Volkswagen), sind es im Jahr 2006 

laut einer Betriebsbefragung des Instituts 

für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung be-

reits 11 Prozent der Großunternehmen – un-

ter ihnen auch die Hamburger Hafen und 

Logistik AG. 

Das Lebensarbeitszeitkonto ist eine 

Sonderform des Langzeitkontos mit der Ziel-

setzung, dem Arbeitnehmer einen vorzeitigen 

Ruhestand ohne größere Einschnitte in der 

gesetzlichen Rente zu ermöglichen. Bei der 

HHLA wurde dieses Langzeitkonto in Form 

eines „Wertkontos“ realisiert.

EInfÜhrung
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Wertkonten ermöglichen ein langfristiges An-

sparen von Zeiteinheiten wie Überstunden 

oder Resturlaubstagen und Entgeltbestand-

teilen auf einem betrieblichen Arbeitszeit-

konto. Die Wertguthaben können im Lau-

fe des Erwerbslebens im Unternehmen für 

Freistellungen vom Arbeitsprozess verwen-

det werden. Bei den Wertkonten sind unter-

schiedliche Formen möglich. Im Rahmen von 

flexiblen Langzeitkonten ist eine Freistellung 

grundsätzlich jederzeit möglich, etwa für eine 

Fortbildungsmaßnahme, einen längeren Ur-

laub oder eine arbeitszeitkontenfinanzierte 

Babypause. Dagegen erfolgt die Freistellung 

vom Arbeitsprozess bei Lebensarbeitszeit-

konten stets unmittelbar vor dem Eintritt in 

die gesetzliche Rentenphase. Lebensarbeits-

zeitkonten dienen damit ausschließlich einer 

Verkürzung des aktiven Erwerbslebens. 

Wie der Name sagt, werden in den 

Wertkonten Wertguthaben aufgebaut, die 

planmäßig zur Finanzierung einer späteren 

Freistellung verwendet werden. Aus diesem 

Grunde hat sich auch der Oberbegriff „Wert-

konto“ durchgesetzt. Die Einbringungen in 

ein Wertkonto erfolgen brutto, das heißt vor 

Abzug von Steuern und Sozialversicherungs-

beiträgen. Diese werden erst nachgelagert, 

also bei Auszahlung von Leistungen aus dem 

Wertkonto im Rahmen einer Freistellung fällig. 

Wesentlicher Vorteil dabei: Nicht nur in der 

Arbeits-, sondern auch während der Freistel-

lungsphase befindet sich der Arbeitnehmer in 

einem Beschäftigungsverhältnis und genießt 

Sozialversicherungsschutz. Lebensarbeits-

zeitkonten ermöglichen auf diese Weise eine 

Verkürzung der aktiven Erwerbsphase ohne 

Einbußen bei den gesetzlichen Rentenleistun-

gen. Vor dem Hintergrund der stufenweisen 

Anhebung des gesetzlichen Renteneintritts-

alters auf 67 Jahre und des Auslaufens der 

staatlichen Förderung von Altersteilzeitrege-

lungen bieten Wertkonten eine attraktive Op-

tion zur Verkürzung der Lebensarbeitszeit. 

Dreh- und Angelpunkt von Freistellun-

gen auf der Basis von Wertkonten ist, dass 

der Arbeitnehmer auch in der Freistellungs-

phase weiterhin in einem sozialversicherungs-

rechtlich anerkannten Beschäftigungsverhält-

nis verbleibt. Gesetzliche Grundlage ist das 

Gesetz zur sozialrechtlichen Absicherung fle-

xibler Arbeitszeitregelungen vom 6. April 1998, 

kurz „Flexi-Gesetz“ genannt. Die Vorausset-

zungen dafür, dass während der Freistellungs-

phase ein sozialversicherungspflichtiges Be-

schäftigungsverhältnis vorliegt, wurden in § 7 

Sozialgesetzbuch IV festgeschrieben:

Die Freistellung muss aufgrund einer  I

schriftlichen Vereinbarung erfolgen.

In der Freistellung muss Arbeitsentgelt  I

 fällig sein.

Dieses Arbeitsentgelt muss aus einer vor  I

oder nach der Freistellungsphase erbrach-

ten Arbeitsleistung resultieren.

Die Höhe des für die Freistellungsphase  I

gezahlten Arbeitsentgelts darf nicht unan-

gemessen von dem monatlich fälligen Ar-

beitsentgelt der vorausgegangenen zwölf 

Kalendermonate abweichen.

Das Arbeitsentgelt wird sowohl während  I

der Arbeits- als auch während der Freistel-

lungsphase gezahlt. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, ist ein 

durchgehender Sozialversicherungsschutz 

auch in der Freistellungsphase gewährleistet. 

Praxisrelevante Konkretisierungen der aus 

dem Flexi-Gesetz von 1998 resultierenden 

Vorschriften finden sich in den Rundschreiben 

der Spitzenorganisationen der Sozialversiche-

rung zur sozialrechtlichen Absicherung flexi-

bler Arbeitszeitregelungen. So ist beispiels-

WErtKontEn
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weise ein in der Freistellungsphase gezahltes 

Arbeitsentgelt dann angemessen, wenn es 

mindestens 70 Prozent des durchschnittli-

chen Arbeitsentgelts der letzten 12 Monate 

vor der Freistellungsphase beträgt. 

Bei der Einrichtung eines Wertkontos 

sind darüber hinaus Regelungen zur Insol-

venzsicherung zu beachten. Denn wird ein 

Unternehmen mit Wertkonten insolvent, sind 

die Wertguthaben der Arbeitnehmer, die aus 

vorgeleisteter, aber noch nicht entlohnter Ar-

beit resultieren, vor dem Zugriff der Gläubi-

ger des Unternehmens zu schützen. Mit dem 

Flexi-Gesetz von 1998 wurde in § 7 d SGB IV 

eine Vorschrift eingeführt, nach der eine In-

solvenzsicherung der Wertguthaben – etwa 

durch Verpfändungsregelungen, Bürgschaften 

oder Treuhandmodelle – dann erforderlich ist, 

wenn der vereinbarte Zeitraum, in dem das 

Wertguthaben auszugleichen ist, 27 Kalen-

dermonate übersteigt und das Wertguthaben 

des Arbeitnehmers – einschließlich des darauf 

entfallenden Arbeitgeberanteils zur Sozialver-

sicherung – das Dreifache der monatlichen 

Bezugsgröße der gesetzlichen Rentenversi-

cherung übersteigt (2007 sind dies 7.350 Euro 

West bzw. 6.300 Euro Ost) und kein Anspruch 

auf Insolvenzgeld besteht.
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DIE hamBurgEr hafEn unD logIstIK ag

Bereits 1885 als Unternehmen für Bau und Be-

trieb der Hamburger Speicherstadt gegrün-

det, ist die Hamburger Hafen und Logistik AG 

(HHLA) heute einer der führenden Hafenlogis-

tik-Konzerne in der europäischen Nordrange. 

Mit ihren Segmenten Container, Intermodal 

und Logistik ist die HHLA vertikal entlang 

der Transportkette aufgestellt. Die HHLA be-

schäftigt mehr als 4.800 Mitarbeiter, das sind 

über acht Prozent mehr als im Jahr davor. Die 

langfristig ausgerichtete Unternehmenspolitik 

korrespondiert mit einem vorausschauenden 

Personalmanagement. 

Wesentlicher Anstoß für die Einführung 

eines Lebensarbeitszeitkontos bei der HHLA 

war die geplante Anhebung des Rentenein-

trittsalters auf 67 Jahre sowie das künftige 

Auslaufen der staatlichen Förderung von Al-

tersteilzeitregelungen. Gewerbliche Arbeit-

nehmer im Hafen können aufgrund der kör-

perlichen Belastungen, die mit ihrer Tätigkeit 

einhergehen, im Regelfall schon heute nicht 

bis zum Alter von 65 Jahren arbeiten; eine 

Verlängerung des Erwerbslebens bis zum 

67.  Lebensjahr erscheint daher für einen 

Großteil der Arbeitnehmer erst recht nicht 

realisierbar. Zudem ist jeder Arbeitgeber 

in der Verantwortung, für jeden Arbeitneh-

mer einen Arbeitsplatz sicherzustellen, in 

dem die Regelaltersgrenze erreicht werden 

kann.

Folglich war das Hauptziel bei Ein-

richtung des Lebensarbeitszeitkontos, den 

Arbeitnehmern einen vorzeitigen Ausstieg 

aus dem aktiven Erwerbsleben zu ermög-

lichen und dies ohne Abschläge bei der 

gesetzlichen Altersrente. Die Arbeitnehmer 

sollten im Hinblick auf ihre persönlichen 

Präferenzen selbst aktiv Einfluss auf Verlauf 

und Ende ihrer Lebensarbeitszeit nehmen 

können.

tarIfVErtraglIchE ausgangslagE 

Im Juni 2005 wurde zwischen der HHLA und 

der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 

ver.di der Tarifvertrag zur Einführung von Le-

bensarbeitszeitkonten geschlossen. 

Mit der Öffnung der Rahmentarifverträ-

ge für betriebliche Vereinbarungen sollten die 

grundsätzlichen Rahmenbedingungen für die 

Arbeitnehmer geschaffen werden. Folgende 

sind die zentralen Punkte:

Voraussetzung einer Insolvenzsicherung  I

zur Sicherung der tarifvertraglichen An-

sprüche.

Verpflichtende Teilnahme am Lebensar- I

beitszeitkonto für alle Neueinstellungen ab 

dem 1. Januar 2005 in Höhe von 50 % des 

Arbeitszeitverkürzungsvolumens. 

Freiwillige Teilnahme am Lebensarbeits- I

zeitkonto für alle vor dem 1. Januar 2005 

eingetretenen Arbeitnehmer.

In den weiteren Verhandlungen wurde eine 

Protokollnotiz vereinbart, die dem Arbeit-

nehmer auch in der Freistellungsphase die 

tarifvertraglichen Zusatzleistungen wie z. B. 

Urlaub, Arbeitszeitverkürzungsvolumen, Jah-

reszuwendung usw. gewährt. 

Am 12. Oktober 2005 wurde der Tarif-

vertrag zur Ausgestaltung des Lebensarbeits-

zeitkontos bei der HHLA unterzeichnet, d. h. 

die Konkretisierung der Rahmenbedingungen 

des Tarifvertrags zur Einführung von Lebens-

arbeitszeitkonten. Inzwischen sind neben der 

Konzernmutter weitere sieben Tochtergesell-

schaften dem Tarifvertrag beigetreten. 

lEBEnsarBEItsZEItKonto 
BEI DEr hhla
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Nachdem die tarifvertraglichen Rahmenbe-

dingungen geschaffen wurden, erschien eine 

HHLA-interne Lösung nicht sehr sinnvoll. Vor-

rangiges Ziel bei der Auswahl eines geeigne-

ten Produktanbieters war für die HHLA eine 

Minimierung des internen Administrationsauf-

wands, ohne dabei auf arbeitnehmerseitige 

Vorteile zu verzichten. Eine externe Anlage 

des Wertguthabens wurde daher als optimale 

Lösung angestrebt.

In Abstimmung mit dem Betriebsrat 

wurde zur optimalen Auswahl ein detaillier-

ter Bewertungsbogen entwickelt. Neben 

verschiedenen anderen Kriterien gingen ins-

besondere Beratungsqualität, interner Ad-

ministrationsaufwand, Transparenz, Kosten 

sowie die Kapitalanlage-Performance und 

-Strategien der Angebote als besonders ge-

wichtig in die Wertung ein.

Ausschlaggebend für die Entscheidung 

zugunsten der Haspa/DekaBank waren neben 

der hohen Transparenz des Modells schließlich 

die Beratungsmöglichkeiten in den Filialen der 

Hamburger Sparkasse sowie bei der Gesell-

schaft für betriebliche Pensionsplanung (GBP) 

im gesamten Hamburger Stadtgebiet. Denn 

durch jederzeitige und umfassende Beratung 

der Arbeitnehmer wird eine hohe Akzeptanz 

für das Lebensarbeitszeitkonto erzielt. Zudem 

lagen bereits sehr gute Erfahrungen in der Zu-

sammenarbeit bei der betrieblichen Altersvor-

sorge vor. 

ausWahl EInEs  
ProDuKtanBIEtErs
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Im Folgenden werden die vereinbarten Rege-

lungen vorgestellt. Auf eine Darstellung der als 

bekannt vorausgesetzten gesetzlichen Rah-

menbedingungen wird dabei verzichtet. 

grunDlEgEnDE funKtIonsWEIsE

Folgende Abbildung 1 soll die Funktionsweise 

eines Lebensarbeitszeitkontos skizziert dar-

stellen: 

aufBau Von WErtguthaBEn

Auf das in Geld geführte Lebensarbeitszeit-

konto können Arbeitsentgelte und Arbeitszeit-

guthaben gutgeschrieben werden. 

Es können je nach persönlicher Präfe-

renz und Situation neben monatlichen Ent-

geltbestandteilen ebenso Sonderzuwendun-

gen wie Urlaubsgeld, Jahreszuwendung und 

Ergebnisbeteiligungen in das Lebensarbeits-

zeitkonto eingestellt werden. Bei Einbringung 

von monatlichen Entgeltbestandteilen muss 

dem Arbeitnehmer laut Tarifvertrag mindes-

tens ein monatliches Einkommen in Höhe 

eines Drittels der monatlichen sozialversi-

cherungsrechtlichen Bezugsgröße (i.S.v. § 18 

SGB IV) verbleiben, was für das Jahr 2008 

einem Betrag von 828,33 € im Rechtskreis 

West entspricht. Die im Sozialgesetzbuch 

festgelegte Untergrenze von derzeit 400 € 

pro Monat zur Aufrechterhaltung des Sozi-

alversicherungsschutzes ist damit bereits 

abgedeckt. 

Neben den Entgeltbestandteilen können 

auch Arbeitszeitguthaben in das Lebensar-

beitszeitkonto eingebracht werden. In Geld 

umgerechnet sind dies z. B. zum Jahresen-

de verbleibende Urlaubstage, soweit sie den 

gesetzlichen Mindesturlaub übersteigen, und 

Guthaben aus Arbeitszeitkonten. Auch die 

Zuführung von 50 % des bei der HHLA ge-

währten Arbeitszeitverkürzungsvolumens ist 

möglich. 

Dabei bringen Neueinstellungen ab dem 

01.01.2005 verbindlich 50 % des Arbeitszeit-

verkürzungsvolumens, d. h. bis zu 15 Tage pro 

Jahr, in das Lebensarbeitszeitkonto ein. 

tarIfVErtraglIchE  
ausgEstaltung 

abbildung 1: funktionsweise des lebensarbeitszeitkontos  

Sonderzahlungen

Vorzeitiger Ruhestand

lebensarbeitszeitkonto

Brutto- 
Entgeltbestandteile

Ergebnisbeteiligung

Ventillösung
Umwandlung betriebliche Altersversorgung

Resturlaub/AZV
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Da eine individuelle Steuerung durch den Ar-

beitnehmer über eine technische Plattform 

bewusst nicht vorgesehen ist, kann aus admi-

nistrativen Gründen die Einbringung von zu-

künftig fälligem Entgelt jeweils sechs Wochen 

vor dem 30. Juni oder 31. Dezember eines 

jeden Jahres für unbefristete Zeit erklärt bzw. 

widerrufen werden. 

Bei verbleibenden Urlaubsansprüchen 

und AZV-Tagen ist die Einbringung sechs Wo-

chen vor Jahresende zu erklären.

Natürlich ist der Aufbau von Wertgut-

haben nur so lange zulässig, wie die Verwen-

dung für eine Freistellung vor Rentenbeginn 

möglich ist. 

WErtEntWIcKlung DEs guthaBEns

Nach der Abwägung der verschiedenen Vor- 

und Nachteile einer Kontoführung in Geld oder 

Zeit haben sich die Tarifvertragsparteien für 

die HHLA auf eine Führung in Geld geeinigt. 

Dabei partizipiert der Arbeitnehmer di-

rekt von der jeweiligen Fondsentwicklung und 

trägt somit das Kapitalanlagerisiko. Durch 

die HHLA wird keine Mindestverzinsung oder 

auch kein Kapitalerhalt garantiert. Das Ma-

nagement der Kapitalanlagerisiken wurde 

zum Fondsanbieter delegiert, der durch ge-

eignete Kapitalanlagemodelle ein Ausfallrisiko 

minimieren soll. 

In Kooperation mit der DekaBank wer-

den den Mitarbeitern dabei ein risikoarmer 

Geldmarktfonds und ein renditeorientiertes 

Lebenszyklusmodell zur Anlage des Gutha-

bens angeboten. 

Beim Lebenszyklusmodell wird die Ka-

pitalanlage an der Altersstruktur der Mitar-

beiter ausgerichtet. Je jünger ein Mitarbeiter 

ist, desto höher ist der Aktienanteil. Mit stei-

gendem Alter des Mitarbeiters werden auto-

matisch immer mehr Anteile an Renten- und 

Geldmarktfonds zugekauft. Auf diese Weise 

werden die Chancen einer renditeorientierten 

Kapitalanlage bei langen Laufzeiten genutzt. 

Mit steigendem Alter des Arbeitnehmers und 

abnehmender Restlaufzeit bis zum Zeitpunkt 

der Freistellung beziehungsweise Auszahlung 

wird automatisch in sicherheitsorientierte An-

lagen investiert. Alle Arbeitnehmer erhalten 

auf diese Weise in Abhängigkeit ihres Alters 

und der voraussichtlichen Anlagedauer ei-

nen passenden Mix aus Aktien-, Renten- und 

Geldmarktpapieren. Die Höhe des Wertgut-

habens eines Arbeitnehmers bestimmt sich 

unmittelbar nach dem Wert der zugrunde lie-

genden Investmentfondsanlage.

Dies soll dem Arbeitnehmer eine attrak-

tive Rendite ermöglichen, bei gleichzeitig ge-

ringem Ausfallrisiko. Das Short-Fall-Risiko, 

also die Wahrscheinlichkeit, dass zu Beginn 

der Auszahlungsphase das Guthaben gerin-

ger als die Höhe der Einzahlungen ist, beziffert 

die DekaBank mit ca. 1 %. 

Der Mitarbeiter kann demnach anhand 

des eigenen Chancen-Risiko-Profils entschei-

den, welches Modell für ihn am besten ist. Die 

Aufklärung über die Risiken erfolgt dabei im 

Rahmen der externen Beratung. 

VErWEnDung DEs guthaBEns

FREISTELLUNGSPHASE

Die Freistellung von der Arbeitsleistung vor 

dem gesetzlichen Rentenbeginn ohne finan-

zielle Einbußen bei bestehendem steuer- und 

auch sozialversicherungspflichtigen Beschäf-

tigungsverhältnis ist das Ziel des Lebensar-

beitszeitkontos bei der HHLA. 

Die Länge der Freistellung hängt auf-

grund der Konstruktion von der Wertent-

wicklung des vorhandenen Wertguthabens 

und dem letzten Einkommen ab. Denn: Das 

Entgelt wird ab Freistellungsbeginn aus dem 

angesparten Wertguthaben gezahlt. 
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Ein vom letzten Durchschnitt abweichendes 

Entgelt ist bei der HHLA in der Freistellungs-

phase möglich, darf jedoch gemäß § 7 Abs. 1a 

SGB IV nicht unangemessen vom Einkommen 

der vorherigen 12 Kalendermonate abwei-

chen. Bei der HHLA kann ein um bis zu 25 % 

nach unten abweichendes Entgelt vereinbart 

werden, um die Freistellungsphase entspre-

chend zu verlängern. 

Ebenso wurden im Tarifvertrag verschie-

dene Formalien vereinbart, um nicht von einer 

Freistellung überrascht zu werden.

Folgendes stark vereinfachtes Beispiel 

stellt das Modell der HHLA dar:

Ein Mitarbeiter mit einem Durchschnitts- I

einkommen von 1.000 € monatlich hat vor 

Rentenbeginn ein Wertguthaben in Höhe 

von 9.000 €. 

Im Dreisatz ergibt sich (wie im Markt  I

 „üblich“) also eine Freistellungsphase von 

9 Monaten. 

Aufgrund der arbeitgeberseitigen Zusatz- I

leistungen Urlaub (1,5 Monate) und Arbeits-

zeitverkürzungsvolumen (bis zu 1,5 Mona-

te) ergibt sich also eine Freistellungsphase 

von 12 Monaten.

In diesen 12 Monaten werden die Zusatz- I

leistungen Jahreszuwendung (vereinfacht 

ein Monatsentgelt) und Urlaubsgeld (ver-

einfacht ein Monatsentgelt) fällig. 

Insgesamt werden also in 12 Monaten  I

14 Zahlungen fällig, obwohl der Mitarbeiter 

selbst nur 9 Zahlungen angespart hat. 

Das erklärt damit auch die hohe Akzeptanz 

und Attraktivität des HHLA-Modells. 

EINMALZAHLUNG IM STÖRFALL

Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines 

Arbeitnehmers aus Gründen wie

Kündigung/Arbeitgeberwechsel I

Erwerbsminderung I

Tod oder I

Insolvenz des Arbeitgebers I

ist die vorgesehene Freistellung nicht mehr re-

alisierbar. Es kommt zur sogenannten Störfall-

abwicklung. Das zum Zeitpunkt des Störfalls 

vorhandene Wertguthaben wird (zu den dann 

geltenden Bedingungen) versteuert, verbei-

tragt und ausgezahlt.

Die sozialversicherungsrechtliche Be-

handlung des Wertguthabens im Störfall ist 

ziemlich einfach, sofern man den Weg bis dahin 

geschafft hat: Vom Guthaben sind die Sozialver-

sicherungsbeiträge so abzuführen, als hätte ein 

Wertkonto nie bestanden, was umfangreiche 

Aufzeichnungen (sogenannte „SV-Luft“) bereits 

während der Einzahlungsphase nötig macht. 

ÜBERTRAGUNG AUF DEN  

FOLGEARBEITGEBER 

Durch eine Übertragung des Guthabens auf 

den Folgearbeitgeber kann die Störfallabrech-

nung vermieden werden. Dazu wird zwischen 

den Beteiligten individuell die Übertragung 

(insbesondere der SV-Lüfte) vereinbart, so 

kann das Guthaben beitrags- und steuerfrei 

zum neuen Arbeitgeber transferiert werden.

Nach § 23b Abs. 3 Sozialgesetzbuch IV 

bleiben dem Arbeitnehmer nach dem Ende 

des vorangehenden Arbeitsverhältnisses für 

die Übertragung bis zu sechs Monate Zeit, bis 

die Störfallabwicklung eintritt.

Da bei der HHLA verschiedene Gesell-

schaften am Lebensarbeitszeitkonto teilneh-

men, wurde die Übertragungsmöglichkeit 

zwischen den entsprechenden Konzerngesell-

schaften direkt im Tarifvertrag fixiert. Dieses 

stärkt natürlich die Verbreitung und Akzeptanz 

unter den Mitarbeitern. 

UMWANDLUNG IN DIE  

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG

Da der Mitarbeiter der HHLA verpflichtet ist, 

das Wertguthaben vor Rentenbeginn ab-

zubauen, stellt die Umwandlung in die be-
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triebliche Altersversorgung bei der HHLA nur 

den Ausnahmefall dar, wurde aber dennoch 

als „Ventillösung“ im Tarifvertrag mit aufge-

nommen: 

Sofern das Wertguthaben aufgrund der 

Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-

ses infolge des Erreichens einer gesetzlichen 

Altersgrenze, zu der eine Rente wegen Alters 

beansprucht werden kann, oder Vorliegens 

verminderter Erwerbsfähigkeit nicht mehr 

seinem eigentlichen Zweck – der bezahl-

ten Arbeitsfreistellung – verwendet werden 

kann, besteht die Möglichkeit, dieses Wert-

guthaben in betriebliche Altersversorgung 

zu überführen. Natürlich gelten dann die 

Regelungen des anzuwendenden Durchfüh-

rungsweges. 

InsolVEnZsIchErung

Auf betrieblicher Ebene wurde bei der HHLA 

die gesetzlich geforderte Insolvenzsicherung 

der Wertguthaben auf Basis des sogenann-

ten Abtretungsmodells vereinbart. Zwischen 

der DekaBank und den Konzerngesellschaf-

ten der HHLA wurde jeweils ein Vertrag zur 

Sicherung von Wertguthaben geschlossen 

und die Depots der einzelnen Konzernun-

ternehmen an die DekaBank verpfändet. 

Diesem Vertrag treten die Arbeitnehmer 

bei und treten dabei ihre Ansprüche gegen 

den Arbeitgeber aus dem Wertguthaben an 

die DekaBank ab. Auf diese Weise ist das 

Wertguthaben zu jedem Zeitpunkt vor dem 

Zugriff Dritter bei Insolvenz geschützt. Im 

Insolvenzfall übernimmt die DekaBank die 

gesamte Abwicklung und Auszahlung der 

Wertguthaben.

Bei der HHLA sind somit über die ge-

setzliche Forderung hinaus die Wertguthaben 

der Arbeitnehmer ab dem ersten Eurocent 

gesichert. Die Arbeitnehmer werden über den 

Stand der Insolvenzsicherung und natürlich 

auch über die Höhe des vorhandenen Wert-

guthabens zweimal im Jahr unterrichtet. 

Die folgende Abbildung illustriert das In-

solvenzsicherungsmodell schematisch.

abbildung 2: Insolvenzsicherungsmodell der hhla 

arbeitgeber arbeitnehmer

DekaBank

Rechtliche Grundlage

Anspruch in Höhe  
des Wertguthabens

Abwicklung im 
Insolvenzfall

Treuhänderische 
Abtretung des 
Anspruchs  
(Beitrittserklärung)

Sicherungsvertrag

Depoteröffnung; Verpfändungsvereinbarung
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aDmInIstratIon

Für jede teilnehmende Konzerngesellschaft 

der HHLA wurde ein eigenes Depot eröffnet. 

Über eine internetbasierte Verwaltungsplatt-

form werden die Einbringungen zugunsten 

der einzelnen Arbeitnehmerkonten im Depot 

gebucht und die Wertguthaben bei Bedarf für 

Freistellungen wieder abgehoben. Dabei wur-

de eine halbautomatische Schnittstelle zum 

Lohn- und Gehaltsabrechnungsmodul und 

dem Depot eingerichtet. Eine Aktualisierung 

der Fondspreise und der Anspruchskonten 

der Mitarbeiter erfolgt täglich automatisch. Im 

Störfall hält die Online-Plattform alle notwen-

digen Daten zur Abrechnung vor.
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aus sIcht DEr hhla

Mit dem Lebensarbeitszeitkonto bietet die 

Hamburger Hafen und Logistik AG ihren Mit-

arbeitern die Möglichkeit eines arbeitnehmer-

finanzierten vorzeitigen Ruhestands. Daraus 

resultieren für die HHLA eine erhöhte Mitar-

beitermotivation und eine höhere Bindung 

der Mitarbeiter an den Arbeitgeber. Durch die 

frühzeitige Freistellung älterer Arbeitnehmer 

wird der Altersdurchschnitt der Belegschaft 

gesenkt, was in der Regel weniger Krank-

heitstage und eine Erhöhung der Produktivität 

zur Folge hat.

Mit den arbeitgeberfinanzierten Zusatz-

leistungen sind eventuelle bilanzielle Risiken 

verbunden, jeweils mit den verschiedenen 

Grundsätzen einer Steuer-, Handelsbilanz 

oder auch Bilanz nach internationalen Grund-

sätzen. 

Ein weiterer Punkt ist der zusätzliche 

Verwaltungsaufwand. Durch die Zuhilfenahme 

eines externen Anbieters konnte jedoch auch 

dieser maßgeblich reduziert werden. 

aus arBEItnEhmErsIcht

Für den Arbeitnehmer stellt das Lebensar-

beitszeitkonto eine zusätzliche Form der Ent-

geltumwandlung dar. Das Lebensarbeitszeit-

konto bietet gute Renditeaussichten durch das 

sogenannte Bruttosparen, bei dem Steuern 

und Sozialversicherungsbeiträge erst nach-

gelagert fällig werden. Das Lebensarbeitszeit-

konto räumt dem Arbeitnehmer zudem eine 

höhere Zeitsouveränität ein. So kann er aktiv 

seinen Ruhestandsbeginn beeinflussen. Die 

durch die HHLA gewährten zusätzlichen Ar-

beitgeberleistungen erhöhen die Attraktivität 

natürlich deutlich.

Nachteile können dem Arbeitnehmer le-

diglich im Störfall bei ungünstiger steuerlicher 

Konstellation entstehen.

Sowohl subjektive als auch objektive 

Vor- aber auch Nachteile bestehen im an-

gebotenen Kapitalanlagemodell, da der Ar-

beitnehmer das Kapitalanlagerisiko trägt. Der 

jeweilige Vor- oder Nachteil kann naturgemäß 

nur im Nachhinein bestimmt werden. 

Vor- unD nachtEIlE DEs  
lEBEnsarBEItsZEItKontos



tarIfVErtrag Zur EInfÜhrung  

Von lEBEnsarBEItsZEItKontEn  

gÜltIg aB 1. Januar 2005 

Zwischen dem Zentralverband der deut-

schen seehafenbetriebe e. V., am sand-

torkai 2, 20457 hamburg und der ver.di – 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, 

vertreten durch den Bundesvorstand, 

Paula-thiede-ufer 10, 10179 Berlin wird 

folgender tarifvertrag zur Einführung von 

lebensarbeitszeitkonten geschlossen: 

PräamBEl 

Mit der Öffnung der Rahmentarifverträge für 

die betriebliche Vereinbarung von Lebens-

arbeitszeitkonten wollen der ZDS und die Ge-

werkschaft ver.di die gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen nutzen und eine Möglichkeit für die 

unbefristet beschäftigten Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer schaffen, bereits vor Errei-

chen der Altersgrenze von der Verpflichtung 

zur Arbeitsleistung freigestellt zu werden. 

Die Tarifvertragsparteien sind sich bewusst, 

dass die Führung von Lebensarbeitszeitkon-

ten eine Insolvenzsicherung voraussetzt, die 

den Beschäftigten das erforderliche Maß an 

Sicherheit gibt, erarbeitete tarifvertragliche 

Ansprüche auch langfristig anzulegen. 

§ 1  tEIlnEhmErKrEIs,  

nutZungsZWEcK 

Auf betrieblicher Ebene können Lebensar-

beitszeitkonten für den langfristigen Zeitaus-

gleich eingerichtet werden. Durch die Einrich-

tung eines Lebensarbeitszeitkontos erhält der 

Beschäftigte, der in einem unbefristeten Be-

schäftigungsverhältnis steht, die Möglichkeit, 

durch Einbringung von Zeitguthaben und/oder 

Entgeltbestandteilen vor Erreichen der gesetz-

lichen Altersgrenze von der Verpflichtung zur 

Arbeitsleistung unter Beibehaltung der vollen 

tarifvertraglichen Ansprüche freigestellt zu 

werden. Wird eine betriebliche Vereinbarung 

über die Einrichtung von Lebensarbeitszeit-

konten abgeschlossen, ist die Teilnahme für 

bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages vorhan-

dene Beschäftigte freiwillig, für Beschäftigte, 

die ab 1. Januar 2005 eingestellt werden, ist 

die Teilnahme verbindlich. 

§ 2 KontofÜhrung 

Das Lebensarbeitszeitkonto ist in Geld und/

oder Zeit zu führen. Angebote für die Führung 

von Lebensarbeitszeitkonten sind mit dem 

Betriebsrat abzustimmen. Bei der Bewertung 

der Angebote soll darauf geachtet werden, 

ob bei einem Arbeitgeberwechsel die Konten 

weitergeführt werden können. Die Beschäf-

tigten sind einmal jährlich über den Stand der 

Konten zu informieren. 

§ 3 EInBrIngungsmöglIchKEItEn 

In das Lebensarbeitszeitkonto können Zeit-

guthaben und/oder Entgeltbestandteile ein-

gebracht werden.

Eingebracht werden sollen insbesondere Zeit-

guthaben aus Arbeitszeitkonten, Arbeitszeit-

verkürzungstage sowie Sonderzahlungen wie 

Urlaubsgeld und Jahreszuwendung.

Weitere Einbringungsmöglichkeiten übertarifli-

cher oder betrieblicher Art können betrieblich 

geregelt werden. 

Für Beschäftigte, die nach Inkrafttreten dieses 

Tarifvertrages eingestellt werden und für die 

ein Lebensarbeitszeitkonto geführt wird, ist 
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die Einbringung von 50 Prozent des Arbeits-

zeitverkürzungsvolumens verbindlich.

Für Gesamthafenbetriebe können abweichen-

de Regelungen auf betrieblicher Ebene getrof-

fen werden.

Hat der Beschäftigte das 50. Lebensjahr er-

reicht, entfällt die verbindliche Einbringung 

auf schriftlichen Antrag des Beschäftigten.

Die Ausgestaltung des Lebensarbeitszeitkon-

tos und die Modalitäten der Inanspruchnahme 

sowie die weiteren Einzelheiten sind betrieb-

lich zu regeln. 

§ 4 fällIgKEIt Von ansPrÜchEn 

Fällige Ansprüche sind von der Einbringung 

ausgeschlossen. Unter Fälligkeit ist der ge-

regelte bzw. planmäßige Auszahlungs- oder 

Vergütungszeitpunkt zu verstehen. 

§ 5 EntnahmE 

Die Entnahme setzt eine Individualvereinba-

rung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten 

über die entsprechende Freistellung voraus. 

Verfahren und Fristen können betrieblich ge-

regelt werden. 

§ 6 ÜBErtragung 

Bei einem Wechsel des Arbeitgebers kann das 

Lebensarbeitszeitkonto übertragen werden. 

Bei einem Ausscheiden aus dem Betrieb ohne 

Übertragungsmöglichkeit oder bei anschlie-

ßender Arbeitslosigkeit, die länger als sechs 

Monate andauert, ist das Lebensarbeitszeit-

konto aufzulösen und steuer- und sozialab-

gabenrechtlich rückabzuwickeln. 

§ 7 InsolVEnZsIchErung 

Betriebliche Vereinbarungen über die Ein-

führung von Lebensarbeitszeitkonten setzen 

eine Insolvenzsicherung voraus. Die betrieb-

lichen und außerbetrieblichen Modelle sollen 

mit dem Betriebsrat erörtert werden. Der Be-

schäftigte ist bei Abschluss des Individual-

vertrages über die Art der Insolvenzsicherung 

schriftlich zu informieren.

§ 8 InKrafttrEtEn, KÜnDIgung 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2005 in 

Kraft. 

Er kann mit einer Frist von sechs Monaten, 

frühestens zum 31. Dezember 2010, gekün-

digt werden. 

Bei Beendigung dieses Tarifvertrages und der 

hierauf basierenden betrieblichen Vereinba-

rungen sind die angesammelten Wertgutha-

ben entsprechend der tarifvertraglichen und 

betrieblichen Regelung und der dort vorgese-

henen Nutzungszwecke abzuwickeln. 

Für den Fall, dass sich wesentliche gesetzli-

che Regelungen ändern, verpflichten sich die 

Tarifvertragsparteien, mit dem Ziel einer ein-

vernehmlichen Lösung vorzeitig in Verhand-

lungen einzutreten. Sofern diese Verhandlun-

gen nicht innerhalb von 2 Monaten zu einem 

einvernehmlichen Ergebnis führen und mit 

der Gesetzesänderung finanzielle Nachteile 

für Arbeitgeber oder Arbeitnehmer verbun-

den sind, gilt ein Sonderkündigungsrecht von 

einem Monat. In diesem Fall entfaltet der Ta-

rifvertrag keine Nachwirkung. Nach Ablauf der 

Kündigungsfrist können Vereinbarungen über 

die Einführung von Lebensarbeitszeitkonten 

auf der Basis dieses Tarifvertrages nicht mehr 

abgeschlossen werden. Bestehende Verein-

barungen werden von der Kündigung dieses 

Tarifvertrages nicht berührt. 

Hamburg, 27. Januar 2005 

Zentralverband der deutschen  

Seehafen betriebe e. V. 

ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand
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ZusatZVErEInBarung Zu DEm  

tarIfVErtrag Zur EInfÜhrung  

Von lEBEnsarBEItsZEItKontEn  

gÜltIg aB 01.01.2005 

Die Umsetzung der tarifvertraglichen Rege-

lungen zur Einführung von Lebensarbeitszeit-

konten auf betrieblicher Ebene erfolgt in der 

Regel durch eine betriebliche Tarifkommissi-

on. Zwischen den Betriebsparteien getroffene 

Vereinbarungen bedürfen der Zustimmung der 

örtlichen Tarifvertragsparteien. 

Hamburg, 4. März 2005 

Zentralverband der deutschen  

Seehafen betriebe e. V.

ver.di  

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e. V.

tarIfVErtrag Zur ausgEstaltung 

Von lEBEnsarBEItsZEItKontEn Vom 

12.10.2005 

in der fassung des 2. änderungstarifver-

trages vom 20.12.2005 zwischen der ham-

burger hafen und logistik aktiengesell-

schaft (hhla) als Konzernunternehmen 

sowie namens und im auftrag der im an-

hang genannten unternehmen und der  

ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerk-

schaft landesbezirk hamburg wird fol-

gender tarifvertrag zur aus gestaltung von 

lebensarbeitszeitkonten vereinbart:

PräamBEl

Die Tarifvertragsparteien nehmen ihre sozi-

al- und gesellschaftspolitische Verantwor-

tung wahr und setzen die Tarifverträge zur 

Einführung eines Lebensarbeitszeitkontos 

um. Ziel ist es, den Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern durch die Ansammlung von 

Wertguthaben eine sozialversicherungs-

rechtlich abgesicherte Freistellung vor dem 

Renteneintritt unter Beibehaltung der vol-

len tarifvertraglichen Ansprüche zu ermög-

lichen.

§ 1 gEltungsBErEIch

1. Dieser Tarifvertrag gilt für alle Unterneh-

men (nachfolgend Arbeitgeberin genannt), die 

im Anhang zu diesem Tarifvertrag aufgeführt 

sind.

2. Dieser Tarifvertrag gilt für die Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter (nachfolgend Arbeit-

nehmer genannt) der im Anhang zu diesem 

Tarifvertrag aufgeführten Unternehmen, die 

Mitglied der Vereinte Dienstleistungsgewerk-

schaft (ver.di) sind.

3. Nicht als Arbeitnehmer im Sinne dieses 

Vertrages gelten:

Vorstandsmitglieder und gesetzliche  I

Vertreter von juristischen Personen und 

Personengesamtheiten,

Vorstandsmitglieder und gesetzliche  I

Vertreter von juristischen Personen und 

Personengesamtheiten,

befristet Beschäftigte, I

Auszubildende, Trainees, Praktikanten  I

und Diplomanden.

§ 2 fÜhrung DEr arBEItsZEItKontEn

1. Das Lebensarbeitszeitkonto ist in Geld zu 

führen. Die Gutschriften werden im Rahmen 

eines mit dem Betriebsrat abgestimmten Kon-

zepts in professionell verwaltete Fonds inves-

tiert. Dem Arbeitnehmer steht der Wert eines 

ihm zugeordneten virtuellen Unterkontos zu. 

Näheres regelt eine noch zu erstellende Pro-

tokollnotiz.

2. Jeder Arbeitnehmer ist über Veränderun-

gen seines Kontostandes einmal jährlich zu 

informieren.
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§ 3 aufBau Von WErtguthaBEn

1. Die Arbeitgeberin richtet für jeden Arbeit-

nehmer auf schriftlichen Antrag (Individualver-

einbarung) ein Lebensarbeitszeitkonto ein, auf 

das Arbeitszeitguthaben und Arbeitsentgelte 

gutgeschrieben werden können. Für Arbeitneh-

mer, deren Beschäftigungsverhältnis ab dem 

01.01.2005 beginnt, muss ein Lebensarbeits-

zeitkonto geführt werden. Mit dem Aufbau ei-

nes Wertguthabens kann frühestens nach dem 

Ablauf der Probezeit begonnen werden. Einzel-

heiten zu den Einbringungsmöglichkeiten sind – 

soweit sie nicht nachstehend geregelt sind – im 

Einvernehmen mit dem Betriebsrat zu regeln.

2. Die Einbringung von Entgeltbestandteilen 

ist zugelassen. Der Arbeitnehmer entscheidet 

über die Einbringung seiner Ansprüche aus 

dem Arbeitsverhältnis. Eingebracht werden 

sollen insbesondere Sonderzahlungen wie 

Urlaubsgeld, Jahreszuwendung und Ergeb-

nisbeteiligungen.

Fällige sowie steuerfreie Entgeltansprüche 

sind von der Einbringung ausgeschlossen. 

Unter Fälligkeit ist der geregelte bzw. planmä-

ßige Auszahlungs- oder Vergütungszeitpunkt 

zu verstehen.

Der Pfändung unterliegendes Arbeitseinkom-

men kann ebenfalls nicht in das Lebensar-

beitszeitkonto eingebracht werden.

Der Verzicht auf Auszahlung von zukünftigem 

laufenden Arbeitsentgelt und regelmäßig anfal-

lenden Sonderzahlungen wie Urlaubsgeld und 

Jahreszuwendung zugunsten der Ansammlung 

auf dem Lebensarbeitszeitkonto ist der Arbeit-

geberin spätestens sechs Wochen vor dem 

30. Juni und 31. Dezember eines jeden Jahres 

zu erklären. Der schriftliche Antrag umfasst die 

ausgewählten Entgeltansprüche, die jeweils 

ab dem folgenden 1. Juli bzw. dem folgenden 

1. Januar entstehen. Der Verzicht auf Auszah-

lung von bestimmten Sonderzahlungen wie Er-

gebnisbeteiligungen und Jubiläums zahlungen, 

die am 30. Juni oder 31. Dezember ihrer Höhe 

oder dem Grunde nach noch nicht feststehen, 

ist der Arbeitgeberin spätestens sechs Wochen 

vor Fälligkeit des Anspruchs zu erklären.

Ein Arbeitsentgelt in Höhe von einem Drittel 

der sozialversicherungsrechtlichen monatli-

chen Bezugsgröße im Sinne von § 18 SGB IV 

muss dem Arbeitnehmer mindestens im Mo-

nat verbleiben und darf nicht in das Lebens-

arbeitszeitkonto eingestellt werden.

3. Arbeitnehmer, die ab dem 1. Januar 2005 

neu eingestellt werden, bringen verbindlich 

50 Prozent des Arbeitszeitverkürzungsvolu-

mens ein. Wie die verpflichtende Einstellung 

umgesetzt wird und welche Bestandteile des 

Arbeitszeitverkürzungsvolumens zusätzlich 

freiwillig eingebracht werden können, kann 

durch Betriebsvereinbarung geregelt werden. 

Näheres regelt eine Protokollnotiz. 

Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2005 

eingestellt wurden, können auf schriftlichen 

Antrag bis zu 50 Prozent des Arbeitszeitver-

kürzungsvolumens freiwillig einstellen.

Die Einbringung von AZV-Tagen und von Tei-

len der wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung 

ist der Arbeitgeberin sechs Wochen vor dem 

31. Dezember eines Jahres schriftlich zu erklä-

ren. Es können nur volle AZV-Tage und durch 

30 Minuten teilbare Zeiten der wöchentlichen 

Arbeitszeitverkürzung freiwillig eingebracht 

werden. Die AZV-Tage werden zum Jahresan-

fang oder zum ersten Arbeitstag nach Been-

digung der Probezeit oder eines Probearbeits-

verhältnisses in das Lebensarbeitszeitkonto 

eingestellt. Bestandteile des Arbeitszeitver-

kürzungsvolumens, die für die Einbringung in 

das Lebensarbeitszeitkonto bestimmt sind, 

können in das Folgejahr übertragen werden. 

Abweichend von § 3 Abs. 3 Unterabs. 3 Satz 1 

kann der Arbeitnehmer im Jahr seiner Einstel-

lung bei der Arbeitgeberin seinen Verzicht auf 

noch nicht fällige Bestandteile seines Arbeits-

zeitverkürzungsvolumens des laufenden und 

des nachfolgenden Jahres mit einer Frist von 

14 Tagen vor Fälligkeit erklären.
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Die Einbringung von Urlaubsansprüchen mit 

Ausnahme des gesetzlichen Mindesturlaubs 

ist zugelassen. Der Antrag ist spätestens 

sechs Wochen vor dem 31. Dezember eines 

Jahres zu stellen. Er umfasst jeweils die rest-

lichen Urlaubsansprüche, die am 31. Dezem-

ber bestehen, soweit sie den gesetzlichen 

Mindesturlaub übersteigen. Die Urlaubsan-

sprüche werden zum 31. Januar des Folge-

jahres eingebracht. Urlaubsansprüche, die 

wegen lang anhaltender Krankheit bis zum 

Ende der jeweiligen Übertragungszeiträume 

nicht gewährt werden können, verfallen nach 

den geltenden Bestimmungen. Sie können 

deshalb auch nicht in das Lebensarbeitszeit-

konto eingebracht werden.

Zeitguthaben aus Arbeitszeitkonten sind 

eben falls zur Einbringung in das Lebensar-

beitszeitkonto zugelassen.

Die Einbringung eines Arbeitszeitguthabens 

wird zum Zeitpunkt des Einstellens auf Basis 

des aktuell geschuldeten Stundenentgelts in 

einen Geldwert umgewandelt.

Der gesetzliche Zusatzurlaub für schwerbe-

hinderte Menschen nach § 125 SGB IX sowie 

die tariflichen freien Tage für geleistete Nacht-

schichten gemäß den Rahmentarifverträgen 

dürfen nicht in das Lebensarbeitszeitkonto 

eingestellt werden.

4. Die Anträge gemäß Abs. 2 und Abs. 3 

werden auf unbefristete Zeit gestellt. Sie 

können durch eine spätere, fristgerechte an-

derslautende Erklärung des Arbeitnehmers, 

die zukünftige Zeiträume betrifft, abgelöst 

werden.

5. Die Einbringung von Arbeitszeitguthaben 

und Arbeitsentgelten ist in der Freistellungs-

phase ausgeschlossen. Der weitere Aufbau 

von Wertguthaben ist ebenfalls ausgeschlos-

sen, wenn zum Zeitpunkt der Ansammlung 

des Wertguthabens vorhersehbar ist, dass 

es nicht für Zwecke der Freistellung von der 

Arbeitsleistung vor dem Eintritt in den Ruhe-

stand verwendet werden kann.

§ 4 aBBau Von WErtguthaBEn

1. Das Wertguthaben aus einem Lebensar-

beitszeitkonto dient der bezahlten Freistellung 

des Arbeitnehmers vor Eintritt in den Ruhe-

stand und damit der Verkürzung der Erwerbs-

phase. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, das 

Wertguthaben vor dem individuellen Renten-

beginn abzubauen.

2. Die Freistellung gegen Arbeitsentgelt ist 

schriftlich zwischen der Arbeitgeberin und 

dem Arbeitnehmer zu vereinbaren. Arbeitsent-

gelt ist das durchschnittliche Bruttoarbeits-

entgelt der letzten zwölf Monate. Tarifliche 

Entgeltansprüche gem. § 5 Abs. 3 und steu-

erfreies Entgelt werden bei dieser Berechnung 

nicht berücksichtigt. Für die Zeit der Freistel-

lung kann ein um bis zu 25 Prozent von dem 

durchschnittlichen Arbeitsentgelt der letzten 

zwölf Monate nach unten abweichendes mo-

natliches Arbeitsentgelt vereinbart werden, 

um den Freistellungszeitraum zu verlängern.

3. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, spä-

testens zwölf Monate vor dem angestrebten 

Beginn der Freistellung die Arbeitgeberin hier-

über zu informieren. In Einzelfällen kann diese 

Frist einvernehmlich zwischen dem Arbeitneh-

mer und der Arbeitgeberin verkürzt werden.

4. Die Arbeitgeberin ist verpflichtet, dem 

Arbeitnehmer die Freistellung vor dem indivi-

duellen Rentenbeginn zu gewähren, wenn das 

Wertguthaben dafür ausreicht.

5. Erzielen die Arbeitgeberin und der Arbeit-

nehmer kein Einverständnis über den Zeit-

punkt und die Dauer der Freistellung, ist der 

Betriebsrat zu beteiligen.

§ 5 frEIstEllungsPhasE

1. Während der Freistellung besteht das Ar-

beitsverhältnis grundsätzlich mit allen Rech-

ten und Pflichten fort. Der Arbeitnehmer ist in 

der Freistellungsphase nicht zur Arbeitsleis-

tung verpflichtet.
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2. Der Arbeitnehmer erhält sein Arbeits-

entgelt aus dem Wertguthaben finanziert. 

Tarifliche Entgeltbestandteile werden ent-

sprechend den Tarifabschlüssen dynami-

siert. Das Arbeitsentgelt kann auch nach 

unten abweichend i. S. v. § 4 Abs. 2 Satz 2 

vereinbart werden, um die Zahlung des 

Arbeitsentgelts zu verlängern, in dem das 

noch vorhandene Wertguthaben gleichmä-

ßig auf den restlichen Freistellungszeitraum 

verteilt wird. Steht diese Möglichkeit nicht 

zur Verfügung, dann kann auch das Ur-

laubsgeld oder die Jahreszuwendung oder 

Teile davon zu diesem Zweck eingesetzt 

werden.

3. Weitere tarifliche Ansprüche (z. B. Urlaubs-

tage und -geld, AZV-Tage, Jahreszuwendung, 

Zuschlag zur betrieblichen Altersversorgung, 

vermögenswirksame Leistungen) bleiben be-

stehen und werden von der Arbeitgeberin ge-

tragen, soweit sich aus dem Wesen der Frei-

stellung nicht etwas anderes ergibt (dies gilt 

beispielsweise für die Arbeitsbefreiung aus 

den § 18-Tagen der Sonderbestimmungen 

für den Hamburger Hafen und die analogen 

Regelungen für die technischen und kaufmän-

nischen Angestellten).

4. Krankheit hat keinen Einfluss auf die 

Freistellungsvereinbarung. Der durch die 

schriftliche Vereinbarung festgelegte Zeit-

raum bleibt bestehen, die Entnahme aus dem 

Zeitguthaben wird fortgesetzt. Anspruch auf 

Entgeltfortzahlung besteht nicht, da der Ar-

beitnehmer bereits aufgrund der Freistellungs-

vereinbarung Entgeltanspruch gegenüber der 

Arbeitgeberin hat. Ein Anspruch auf Kranken-

geld besteht ebenfalls nicht (§ 49 Abs.1 Nr. 6 

SGB V). In besonders begründeten Einzelfäl-

len können zwischen den Betriebsparteien 

abweichende Regelungen vereinbart werden 

(Härteklausel). 

5. Mit Beginn der Freistellungsphase wird 

die Lage der Urlaubs- bzw. der AZV-Tage 

wie folgt festgelegt: Jeweils zu Beginn der 

Hamburger Schulferien werden zunächst 

die Urlaubstage und im Anschluss daran 

die AZV-Tage abgebaut. Dies stellt sicher, 

dass zu jeder Zeit im Jahr die genaue Höhe 

des Wertguthabens ermittelt werden kann. 

Die wöchentliche Arbeitszeitverkürzung 

der Gehaltsempfänger des Innenbetriebes 

wird dabei in volle AZV-Tage umgerech-

net.

6. Die Freistellungstage Montag bis 

Freitag werden nach den zum Vereinba-

rungszeitpunkt der Freistellungsphase 

geltenden tariflichen Arbeitszeitregelun-

gen gerechnet.

7. Die mögliche Dauer der Freistellungs-

phase bemisst sich nach dem Kontostand 

des Lebensarbeitszeitkontos zum Zeit-

punkt der Entnahme. Tage, an denen in 

der aktiven Beschäftigungszeit keine Ar-

beitspflicht bestanden hätte, bleiben bei 

der Berechnung der Freistellungsphase 

außer Ansatz.

8. Die rechtlichen Bestimmungen zur Aus-

übung von Nebentätigkeiten gelten auch in 

der Freistellungsphase.

§ 6 störungEn

1. Das Wertguthaben aus dem Lebensar-

beitszeitkonto dient dazu, vor Renteneintritt

die Arbeitsphase zu verkürzen und unter Fort-

zahlung der Bezüge aus dem Wertguthaben 

von der Arbeitsleistung freigestellt zu werden. 

Jede andere Verwendung stellt sozialversi-

cherungsrechtlich einen beitragspflichtigen 

Störfall dar. Störfälle sind z. B. die Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung 

oder Tod. Das zum Zeitpunkt des Störfalls 

vorhandene Wertguthaben wird besteuert und 

verbeitragt gemäß den zu diesem Zeitpunkt 

geltenden gesetzlichen Bestimmungen und 

dann ausgezahlt.

2. Bei einem Wechsel der Arbeitgeberin 

kann der gesamte gegen Insolvenz zu si-
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chernde Betrag (Wertguthaben zuzüglich 

des Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialver-

sicherungsbeitrag für die SV-Luft) auf schrift-

lichen Antrag des Arbeitnehmers übertragen 

werden, soweit die neue Arbeitgeberin zu-

stimmt.

3. Im Falle der Beendigung des Arbeits-

verhältnisses mit einer HHLA-Konzernge-

sellschaft und der Begründung eines neuen 

Arbeitsverhältnisses mit der Arbeitgeberin, 

stimmt die Arbeitgeberin auf Antrag des Ar-

beitnehmers der Übertragung des Wertgutha-

bens und der Fortführung des Lebensarbeits-

zeitkontos bei sich zu.

4. Sofern das Wertguthaben aufgrund der 

Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-

ses infolge des Erreichens einer gesetzli-

chen Altersgrenze, zu der eine Rente we-

gen Alters beansprucht werden kann, oder 

Vorliegens verminderter Erwerbsfähigkeit 

nicht mehr seinem eigentlichen Zweck – der 

 bezahlten Arbeitsfreistellung – verwendet 

werden kann, besteht die Möglichkeit, die-

se Wertguthaben in betriebliche Altersver-

sorgung zu überführen. Eine entsprechende 

Vereinbarung zwischen dem Arbeitnehmer 

und der Arbeitgeberin soll erst zu diesem 

Zeitpunkt getroffen werden und – soweit 

möglich – derart ausgestaltet sein, dass eine 

steuer- und beitragsfreie Verwendung der 

Wertguthaben gewährleistet ist. Eine Über-

führung in betriebliche Altersversorgung vor 

Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-

ses ist nicht möglich. Eine Entscheidung 

über den jeweiligen Durchführungsweg der 

betrieblichen Altersversorgung erfolgt eben-

falls erst im Zeitpunkt des Abschlusses der 

Vereinbarung zwischen dem Arbeitnehmer 

und der Arbeitgeberin. Die Arbeitgeberin 

erhöht im Falle einer solchen Vereinbarung 

den Betrag um die durch die Vermeidung 

der Störfallabrechnung ersparten Arbeitge-

berbeiträge zur Sozialversicherung.

5. Das Wertguthaben ist vererbbar.

§ 7 InsolVEnZschutZ

1. Die Arbeitgeberin verpflichtet sich, das 

Wertguthaben ab Inkrafttreten dieser Vereinba-

rung entsprechend den gesetzlichen Regelun-

gen vor Insolvenz der Gesellschaft zu sichern.

2. Die Art der Insolvenzsicherung wird mit 

den Betriebsräten der im Anhang zu diesem 

Tarifvertrag aufgeführten Unternehmen bera-

ten und einvernehmlich festgelegt.

3. Die Arbeitgeberin informiert den Arbeit-

nehmer bei Abschluss der konkreten Vereinba-

rung über die Eröffnung eines Lebensarbeits-

zeitkontos (Individualvereinbarung) schriftlich 

über die Art der Insolvenzsicherung.

§ 8 InKrafttrEtEn, laufZEIt

1. Dieser Tarifvertrag tritt ab 01.01.2005 in 

Kraft. 

2. Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von 

sechs Monaten zum Jahresschluss – erstmals 

zum 31.12.2010 – gekündigt werden. Die Kün-

digung bedarf der Schriftform.

3. Bei Beendigung dieses Tarifvertrags sind 

die angesammelten Wertguthaben entspre-

chend den bis dahin gültigen Regelungen und 

den dort vorgesehenen Nutzungszwecken 

weiterzuführen und abzuwickeln.

4. Für den Fall, dass die jeweiligen Tarifver-

träge zur Einführung von Lebensarbeitszeit-

konten gekündigt werden, haben die Tarif-

vertragsparteien ein Sonderkündigungsrecht 

zum Zeitpunkt ihrer Beendigung. Entfalten die 

Tarifverträge zur Einführung eines Lebensar-

beitszeitkontos keine Nachwirkung, dann ist 

auch die Nachwirkung dieses Tarifvertrages 

ausgeschlossen.

5. Sollte eine Bestimmung oder sollten mehrere 

Bestimmungen dieses Tarifvertrages ganz oder 

teilweise unwirksam und/oder undurchführbar 

sein oder werden, so wird dadurch die Gültig-

keit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages 

nicht berührt. Vielmehr treten die Vertragsparteien 
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unverzüglich in Verhandlungen mit dem Ziel einer 

Anpassung/Nachbesserung des Tarifvertrages, 

ohne dass er gekündigt werden muss.

Hamburg, den 12. Oktober 2005

Hamburger Hafen und Logistik  

Aktiengesellschaft

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

Landesbezirk Hamburg

ProtoKollnotIZ Zu § 3 aBsatZ 3 

untEraBsatZ 1 DEs tarIfVErtragEs 

Zur ausgEstaltung Von lEBEns-

arBEItsZEItKontEn

Einigen sich Arbeitgeber und Betriebsrat nicht 

oder halten die Betriebsparteien eine geson-

derte Vereinbarung zu diesem Gegenstand 

für nicht erforderlich, wird folgende Regelung 

angewendet:

Bei dem verpflichtend einzubringenden Anteil 

am Arbeitszeitverkürzungsvolumen handelt es 

sich bei den Lohnempfängern und den techni-

schen Angestellten bzw. den Gehaltsempfän-

gern des Außenbetriebes der HHLA und den 

weiteren Gehaltsempfängern um 50 Prozent 

der jeweiligen Arbeitszeitverkürzungstage 

(AZV-Tage) gemäß den Rahmen- bzw. den 

Manteltarifverträgen. Bei den Gehaltsempfän-

gern des Innenbetriebes der HHLA setzt sich 

das verpflichtend einzubringende Arbeitszeit-

verkürzungsvolumen aus jeweils 50 Prozent 

der AZV-Tage und des Stundenvolumens zur 

Verringerung der wöchentlichen Arbeitszeit 

gemäß dem Rahmentarifvertrag zusammen.

Hamburg, den 12. Oktober 2005

Hamburger Hafen und Logistik  

Aktiengesellschaft

Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft  

(ver.di) Landesbezirk Hamburg

änDErungstarIfVErtrag nr. 1 

vom 09. november 2005 zum tarifvertrag 

zur ausgestaltung von lebensarbeits-

zeitkonten vom 12.10.2005 zwischen der 

hamburger hafen und logistik aktienge-

sellschaft als Konzernunternehmen sowie 

namens und im auftrag der hhla contai-

ner-terminal altenwerder gmbh und der 

service center altenwerder gmbh und der 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e. V. 

– landesbezirk hamburg – wird folgender 

tarifvertrag vereinbart:

§ 1 änDErung DEs tarIfVErtragEs

Der Tarifvertrag zur Ausgestaltung von Le-

bensarbeitszeitkonten vom 12.10.2005 wird 

wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. I Satz 4 wird gestrichen.

2. § 3 Abs. 2 Unterabs. 4 erhält folgende 

Fassung:

Der Verzicht auf Auszahlung von zukünftigem 

laufenden Arbeitsentgelt und regelmäßig an-

fallenden Sonderzahlungen wie Urlaubsgeld 

und Jahreszuwendung zugunsten der An-

sammlung auf dem Lebensarbeitszeitkonto, 

ist der Arbeitgeberin spätestens sechs Wo-

chen vor dem 30. Juni und 31. Dezember ei-

nes jeden Jahres zu erklären. Der schriftliche 

Antrag umfasst die ausgewählten Entgeltan-

sprüche, die jeweils ab dem folgenden 1. Juli 

bzw. dem folgenden 1. Januar entstehen. Der 

Verzicht auf Auszahlung von bestimmten Son-

derzahlungen wie Ergebnisbeteiligungen und 

Jubiläumszahlungen, die am 30. Juni oder 

31. Dezember ihrer Höhe oder dem Grunde 

nach noch nicht feststehen, ist der Arbeitge-

berin spätestens sechs Wochen vor Fälligkeit 

des Anspruchs zu erklären.

3. In § 3 Abs. 3 Unterabs. 3 werden die Wor-

te „des unbefristeten Arbeitsverhältnisses des 

Arbeitnehmers“ durch die Worte „nach Been-
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digung der Probezeit oder eines Probearbeits-

verhältnisses“ ersetzt.

4. Nach § 3 Abs. 3 Unterabs. 5 wird folgen-

der neuer Unterabsatz eingefügt:

Die Einbringung eines Arbeitszeitguthabens 

wird zum Zeitpunkt des Einstellens auf Basis 

des aktuell geschuldeten Stundenentgelts in 

einen Geldwert umgewandelt.

5. Der bisherige § 3 Abs. 3 Unterabs. 6 wird 

§ 3 Absatz 3 Unterabs. 7.

6. In § 3 Abs. 4 werden die Worte „Der Ar-

beitnehmer kann die Vereinbarung durch die 

Abgabe einer entsprechenden schriftlichen 

Erklärung ruhend stellen, die bis zum Ende 

des Kalenderjahres gilt“ durch die Worte „Sie 

können durch eine spätere anderslautende 

Erklärung des Arbeitnehmers abgelöst wer-

den“ ersetzt.

7. § 6 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

Sofern das Wertguthaben aufgrund der Beendi-

gung des Beschäftigungsverhältnisses infolge 

des Erreichens einer gesetzlichen Altersgrenze, 

zu der eine Rente wegen Alters beansprucht 

werden kann, oder Vorliegens verminderter Er-

werbsfähigkeit nicht mehr seinem eigentlichen 

Zweck – der bezahlten Arbeitsfreistellung – ver-

wendet werden kann, besteht die Möglichkeit, 

diese Wertguthaben in betriebliche Altersver-

sorgung zu überführen. Eine entsprechende 

Vereinbarung zwischen dem Arbeitnehmer und 

dem Unternehmen soll erst zu diesem Zeitpunkt 

getroffen werden und – soweit möglich – derart 

ausgestaltet sein, dass eine steuer- und bei-

tragsfreie Verwendung der Wertguthaben ge-

währleistet ist. Eine Überführung in betriebliche 

Altersversorgung vor Beendigung des Beschäf-

tigungsverhältnisses ist nicht möglich. Eine Ent-

scheidung über den jeweiligen Durchführungs-

weg der betrieblichen Altersversorgung erfolgt 

ebenfalls erst im Zeitpunkt des Abschlusses 

der Vereinbarung zwischen dem Arbeitnehmer 

und dem Unternehmen. Die Arbeitgeberin er-

höht im Falle einer solchen Vereinbarung den 

Betrag um die durch die Vermeidung der Stör-

fallabrechnung ersparten Arbeitgeberbeiträge 

zur Sozialversicherung.

8. Die Anlage zum Tarifvertrag wird wie folgt 

ergänzt:

Hinter „Hamburger Hafen und Logistik AG 

(HHLA)“ wird ,,HHLA Container Terminals 

GmbH“ und hinter ,,HHLA Container-Terminal 

Altenwerder GmbH“ wird ,,HHLA Container 

Terminal Burchardkai“ eingefügt.

§ 2 InKrafttrEtEn

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 

01.01.2005 in Kraft.

Hamburg, den 09. November 2005

Hamburger Hafen und Logistik  

Aktiengesellschaft

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft  

Landesbezirk Hamburg

änDErungstarIfVErtrag nr. 2 

vom 20. Dezember 2005 zum tarifvertrag 

zur ausgestaltung von lebensarbeits-

zeitkonten vom 12.10.2005 zwischen der 

hamburger hafen und logistik aktienge-

sellschaft als Konzernunternehmen sowie 

namens und im auftrag der hhla contai-

ner terminals gmbh, hhla container ter-

minal altenwerder gmbh, hhla container 

terminal Burchardkai gmbh und der sca 

service center altenwerder gmbh und der 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. 

– landesbezirk hamburg – wird folgender 

tarifvertrag vereinbart:

§ 1 änDErung DEs tarIfVErtragEs

Der Tarifvertrag zur Ausgestaltung von Le-

bensarbeitszeitkonten vom 12.10.2005 wird 

wie folgt geändert:
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1. In § 1 Abs. 1 wird das Wort „Arbeitgeber“ 

durch das Wort „Arbeitgeberin“ ausgetauscht.

2. § 3 Abs. 3 Unterabs. 1 Satz 2 wird ge-

strichen.

3. In § 3 Abs. 3 Unterabs. 3 wird folgender 

Satz 4 eingefügt:

„Bestandteile des Arbeitszeitverkürzungs-

volumens, die für die Einbringung in das Le-

bensarbeitszeitkonto bestimmt sind, können 

in das Folgejahr übertragen werden.“

4. In § 3 Abs. 3 Unterabs. 3 wird folgender 

Satz 5 eingefügt:

„Abweichend von § 3 Abs. 3 Unterabs. 3 

Satz 1 kann der Arbeitnehmer im Jahr seiner 

Einstellung bei der Arbeitgeberin seinen Ver-

zicht auf noch nicht fällige Bestandteile seines 

Arbeitszeitverkürzungsvolumens des laufen-

den und des nachfolgenden Jahres mit einer 

Frist von 14 Tagen vor Fälligkeit erklären.“

5. In § 3 Abs. 3 Unterabs. 4 werden folgende 

Sätze 5 und 6 eingefügt: „Urlaubsansprüche, 

die wegen lang anhaltender Krankheit bis zum 

Ende der jeweiligen Übertragungszeiträume 

nicht gewährt werden könnten verfallen nach 

den geltenden Bestimmungen. Sie können 

deshalb auch nicht in das Lebensarbeitszeit-

konto eingebracht werden.“

6. § 3 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie können durch eine spätere, fristgerechte 

anderslautende Erklärung des Arbeitnehmers, 

die zukünftige Zeiträume betrifft, abgelöst 

werden.“

7. In § 3 Abs. 5 wird folgender Satz 2 ein-

gefügt:

„Der weitere Aufbau von Wertguthaben ist 

ebenfalls ausgeschlossen, wenn zum Zeit-

punkt der Ansammlung des Wertguthabens 

vorhersehbar ist, dass es nicht für Zwecke der 

Freistellung von der Arbeitsleistung vor dem 

Eintritt in den Ruhestand verwendet werden 

kann.“

8. In § 4 Abs. 2 werden nach Satz I die fol-

genden Sätze eingefügt (der bisherige Satz 2 

wird Satz 4):

„Arbeitsentgelt ist das durchschnittliche Brut-

toarbeitsentgelt der letzten zwölf Monate. Ta-

rifliche Entgeltansprüche gem. § 5 Abs. 3 und 

steuerfreies Entgelt werden bei dieser Berech-

nung nicht berücksichtigt.“

9. In § 5 Abs. 2 werden die folgenden Sätze 

3 und 4 eingefügt:

„Das Arbeitsentgelt kann auch nach un-

ten abweichend i. S. v. § 4 Abs. 2 Satz 2 

vereinbart werden, um die Zahlung des 

Arbeitsentgelts zu verlängern, indem das 

noch vorhandene Wertguthaben gleich-

mäßig auf den restlichen Freistellungszeit-

raum verteilt wird. Steht diese Möglichkeit 

nicht zur Verfügung, dann kann auch das 

Urlaubsgeld oder die Jahreszuwendung 

oder Teile davon zu diesem Zweck einge-

setzt werden.“

10. In § 6 Abs. 4 Satz 2 und Satz 4 werden 

die Wörter „dem Unternehmen“ durch „der 

Arbeitgeberin“ ersetzt.

§ 2 InKrafttrEtEn

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 

01.01.2005 in Kraft.

Hamburg, den 20. Dezember 2005

Hamburger Hafen und Logistik  

Aktiengesellschaft

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft  

Landesbezirk Hamburg

ProtoKollnotIZ nr. 4 Zu § 3  

aBsatZ 3 untEraBsatZ 1 DEs tarIf-

VErtragEs Zur ausgEstaltung  

Von lEBEnsarBEItsZEItKontEn

Kommen Mitarbeiter ihrer Verpflichtung zur 

Einstellung des verpflichtenden Arbeitszeit-

verkürzungsvolumens nicht nach, wird folgen-

de Regelung angewendet:
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1. Der Mitarbeiter wird aufgefordert, am Le-

bensarbeitszeitkonto durch Auswahl des Ka-

pitalanlagemodells und Unterzeichnung der 

Verzichtserklärung teilzunehmen. Gleichzeitig 

ist vom Mitarbeiter die Beitrittserklärung zum 

Vertrag zur Sicherung von Wertguthaben zu 

unterzeichnen.

2. Kommt der Mitarbeiter dieser Aufforde-

rung nicht nach, wird er darauf hingewiesen, 

dass mit der folgenden Entgeltabrechnung 

der für ihn verpflichtend einzubringende Anteil 

des Arbeitszeitverkürzungsvolumens in der 

sicheren Anlageform des Geldmarktfonds 

angelegt wird. Der Mitarbeiter hat nun letzt-

malig die Möglichkeit, alternativ das Lebens-

zyklusmodell als Anlageform zu wählen und 

die Beitrittserklärung zwecks lnsolvenzsiche-

rung zu unterzeichnen. Gleichzeitig wird der 

Mitarbeiter darauf hingewiesen, dass ohne 

Unterzeichnung der Beitrittserklärung eine 

lnsolvenzsicherung des Wèrtguthabens nicht 

gewährleistet ist.

3. Erfolgt erneut keine Reaktion, wird das 

verpflichtend einzubringende Arbeitszeitver-

kürzungsvolumen eingestellt und der Vorge-

setzte hierüber informiert, damit dieser die 

Arbeitszeitverkürzung in seinen Unterlagen 

vermerken und die Einhaltung der neuen Ar-

beitszeit überwachen kann.

Hamburg, den 8. März 2006

Hamburger Hafen und Logistik  

Aktiengesellschaft

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

Landesbezirk Hamburg
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